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1. Einfihrung

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Versorgung und der Vergitung flr psychiat-
rische und psychosomatische Leistungen (PsychVVG) wurde durch Anderungen des
8§ 39 SGB V und den neuen § 115d SGB V die Mdglichkeit einer stationsaquivalenten
psychiatrischen Behandlung als eine neue Form der Krankenhausbehandlung einge-
fuhrt. Die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung umfasst demnach eine psy-
chiatrische Behandlung im hauslichen Umfeld durch mobile, arztlich geleitete multipro-
fessionelle Behandlungsteams. Sie entspricht hinsichtlich der Inhalte sowie der Flexibili-
tat und Komplexitat der Behandlung einer vollstationaren Behandlung.

In diesem Zusammenhang wurde die Selbstverwaltung u. a. nach §115d Ab-
satz 2 SGB V beauftragt, eine zweiseitige (GKV-SV/PKV/DKG) Vereinbarung im Be-
nehmen mit der KBV zu schlie3en. Bis zum 30.06.2017 waren festzulegen:

e die Anforderungen an die Dokumentation stationsaquivalenter psychiatrischer
Behandlung, inkl. der Dokumentation der Krankenhausbehandlungs-
bedurftigkeit,

e die Anforderungen an die Qualitat der Leistungserbringung,

e die Anforderungen an die Beauftragung von an der ambulanten psychiatrischen
Behandlung teilnehmenden Leistungserbringern® oder anderen, zur Erbringung
der stationsaquivalenten Behandlung berechtigten Krankenhausern.

Die Verhandlungen gestalteten sich zunachst schwierig, entwickelten sich jedoch im
Verlauf derart, dass eine Konsentierung der Vereinbarung mdoglich erschien. In Anbe-
tracht des engen Zeitfensters war die gesetzliche Frist jedoch nicht einzuhalten.
Schlief3lich wurde zwischen dem GKV-Spitzenverband, der PKV und der DKG eine Ei-
nigung erzielt und somit konnte das bereits angelaufene automatische Verfahren ge-
maR 8§ 115d Absatz 1 Satz2 SGBV in der Bundesschiedsstelle nach § 18a Ab-
satz 6 KHG eingestellt werden.

Die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung ist als Einstieg in eine neue Versor-
gungsform mit zunachst noch begrenzten GestaltungsrAumen zu betrachten und wird
zukUnftig weiterzuentwickeln sein. In der Vereinbarung sind wesentliche Eckpunkte zur
Dokumentation, zur Qualitatssicherung und zur Beauftragung weiterer Leistungserbrin-
ger festgehalten. Die Ausfiihrungen in den vorliegenden Umsetzungshinweisen behan-
deln die wesentlichen Sachverhalte der Vereinbarung nach § 115d Absatz 2 SGB V zur
stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung und erheben keinen Anspruch auf

! Aus Griinden der besseren Lesbarkeit wird zumeist auf die gleichzeitige Verwendung mannlicher und weiblicher Sprachformen
verzichtet. Sdmtliche Personenbezeichnungen gelten gleichwohl fir beiderlei Geschlecht.
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Vollstandigkeit. Sie sind als Hilfestellung zur Umsetzung zu betrachten, wobei spezifi-
sche Anforderungen des einzelnen Krankenhaustragers zu bertcksichtigen sind. Mal3-
geblich sind die Festlegungen der Vereinbarung.

Zusatzlich gilt es, die Anforderungen an die Leistungsbeschreibung aus den fir die sta-
tionsaquivalente psychiatrische Behandlung eigens geschaffenen neuen Prozeduren-
kodes (OPS 9-701 und OPS 9-801 fur Erwachsene und Kinder und Jugendliche) zu
beachten, die fur die Abrechnung der neuen Leistung von besonderer Relevanz sind.

Da wesentliche Rahmenbedingungen der Abrechnung erst sehr spat festgelegt wurden,
konnte eine Umsetzung der entsprechenden Voraussetzungen zur Abrechnung im We-
ge der elektronischen Datentbermittiung nach § 301 SGB V zum Jahreswechsel nicht
mehr erreicht werden. Die Ubermittlung von Nachrichten im § 301-Verfahren an die
Krankenkassen ist fur Behandlungsfalle ab dem 01.01.2018 erst ab dem 01.05.2018
rackwirkend zum 01.01.2018 mdoglich.

2. Rechtlicher Rahmen

Der Gesetzgeber hat mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Versorgung und der
Vergutung fur psychiatrische und psychosomatische Leistungen (PsychVVG) den
8§ 39 Absatz 1 SGB V neu gefasst und den § 115d SGB V neu einfigt.

§ 39 Absatz 1 SGB V Krankenhausbehandlung“

.Die Krankenhausbehandlung wird vollstationar, stationsaquivalent, teilstationér, vor-
und nachstationér sowie ambulant erbracht. Versicherte haben Anspruch auf vollstatio-
nare oder stationsaquivalente Behandlung durch ein nach 8 108 zugelassenes Kran-
kenhaus, wenn die Aufnahme oder die Behandlung im h&uslichen Umfeld nach Prifung
durch das Krankenhaus erforderlich ist, weil das Behandlungsziel nicht durch teilstatio-
nare, vor- und nachstationdre oder ambulante Behandlung einschliel3lich h&uslicher
Krankenpflege erreicht werden kann. Die Krankenhausbehandlung umfaf3t im Rahmen
des Versorgungsauftrags des Krankenhauses alle Leistungen, die im Einzelfall nach Art
und Schwere der Krankheit fur die medizinische Versorgung der Versicherten im Kran-
kenhaus notwendig sind, insbesondere arztliche Behandlung (§ 28 Abs. 1), Kranken-
pflege, Versorgung mit Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln, Unterkunft und Verpflegung; die
akutstationare Behandlung umfasst auch die im Einzelfall erforderlichen und zum fri-
hestmdglichen Zeitpunkt einsetzenden Leistungen zur Frihrehabilitation. Die stations-
aguivalente Behandlung umfasst eine psychiatrische Behandlung im hauslichen
Umfeld durch mobile arztlich geleitete multiprofessionelle Behandlungsteams.
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Sie entspricht hinsichtlich der Inhalte sowie der Flexibilitdt und Komplexitat der
Behandlung einer vollstationdren Behandlung.”

§ 115d SGB V ,Stationsdquivalente psychiatrische Behandlung*

»(1) Psychiatrische Krankenh&auser mit regionaler Versorgungsverpflichtung sowie All-
gemeinkrankenhauser mit selbstandigen, fachérztlich geleiteten psychiatrischen Abtei-
lungen mit regionaler Versorgungsverpflichtung kénnen in medizinisch geeigneten Fal-
len, wenn eine Indikation flr eine stationare psychiatrische Behandlung vorliegt, anstel-
le einer vollstationdren Behandlung eine stationséquivalente psychiatrische Behandlung
im hauslichen Umfeld erbringen. Der Krankenhaustrager stellt sicher, dass die erforder-
lichen Arzte und nichtarztlichen Fachkrafte und die notwendigen Einrichtungen fir eine
stationsaquivalente Behandlung bei Bedarf zur Verfigung stehen. In geeigneten Fallen,
insbesondere wenn dies der Behandlungskontinuitat dient oder aus Grinden der Woh-
nortnahe sachgerecht ist, kann das Krankenhaus an der ambulanten psychiatrischen
Versorgung teilnehmende Leistungserbringer oder ein anderes zur Erbringung der sta-
tionsaquivalenten Behandlung berechtigtes Krankenhaus mit der Durchfiihrung von Tei-
len der Behandlung beauftragen.

(2) Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen, der Verband der Privaten Kranken-
versicherung und die Deutsche Krankenhausgesellschaft vereinbaren im Benehmen mit
der Kassenarztlichen Bundesvereinigung bis zum 30. Juni 2017

1. die Anforderungen an die Dokumentation; dabei ist sicherzustellen, dass fir die sta-
tionsaquivalente psychiatrische Behandlung die Krankenhausbehandlungsbedurftig-
keit dokumentiert wird,

2 die Anforderungen an die Qualitat der Leistungserbringung,

3. die Anforderungen an die Beauftragung von an der ambulanten psychiatrischen Be-
handlung teilnehmenden Leistungserbringern oder anderen, zur Erbringung der sta-
tionsaquivalenten Behandlung berechtigten Krankenhausern.

Kommt eine Vereinbarung nach Satz 1 ganz oder teilweise nicht fristgerecht zustande,
entscheidet die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6 des Krankenhausfinanzierungsge-
setzes ohne Antrag einer Vertragspartei innerhalb von sechs Wochen.

(3) Die Vertragsparteien nach Absatz 2 Satz 1 vereinbaren bis zum 28. Februar 2017
im Benehmen mit den mal3geblichen medizinischen Fachgesellschaften die Leistungs-
beschreibung der stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung als Grundlage fir
die Verschlisselung der Leistungen nach 8 301 Absatz 2 Satz 2.



Umsetzungshinweise der Deutschen Krankenhausgesellschaft zur %
Vereinbarung der Stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung nach § 115d Absatz 2 SGB V DEUTSCHE ¢.

KRANKENHAUS =1
Stand: 19. Dezember 2017 - Version 1.0 GESELLSCHAFT

(4) Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen, der Verband der Privaten Kranken-
versicherung und die Deutsche Krankenhausgesellschaft legen dem Bundesministeri-
um fur Gesundheit bis zum 31. Dezember 2021 einen gemeinsamen Bericht Uber die
Auswirkungen der stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung im h&uslichen Um-
feld auf die Versorgung der Patientinnen und Patienten einschlie3lich der finanziellen
Auswirkungen vor. Die fur den Bericht erforderlichen Daten sind ihnen von den Kran-
kenkassen, den Unternehmen der privaten Krankenversicherung und den Krankenhau-
sern in anonymisierter Form zu tbermitteln.”

3. Umsetzungshinweise

Die vorliegende Version der Umsetzungshinweise orientiert sich primér an den Inhalten
der Vereinbarung gemal § 115d Absatz 2 SGB V. Gleichzeitig wird versucht, themen-
spezifisch weitere vielféaltige Fragen und Herausforderungen zur Umsetzung der stati-
onsaquivalenten psychiatrischen Behandlung zu beantworten. Dazu gehort in einigen
Punkten eine juristische Beurteilung zu Sachverhalten, die nach Auffassung der DKG
teilweise im vorangegangenen Gesetzgebungsprozess nicht immer sachgerecht umge-
setzt wurden. Fragen zur Abrechnung und Finanzierung werden von den Umsetzungs-
hinweisen nicht adressiert und sind den gesonderten Budgethinweisen und Abrech-
nungsbestimmungen zu entnehmen.

Um eine erfolgreiche Umsetzung der stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung
zu erreichen und Synergieeffekte zu nutzen, wird grundséatzlich empfohlen, mit den be-
stehenden regionalen psychiatrischen Hilfesystemen vor Ort eng zu kooperieren. Die
stationsaquivalente psychiatrische Behandlung bietet Ansétze, die Versorgung zu ver-
bessern, Sektoren zu Uberwinden und gemeinsam vor Ort Versorgungsverantwortung
fur bisher unzureichend versorgte Patientengruppen zu tbernehmen.

Zur besseren Erkennbarkeit sind die jeweiligen Paragrafen der Vereinbarung grau hin-
terlegt. Entsprechende Umsetzungshinweise erfolgen im Anschluss daran.
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3.1 Geltungsbereich

8 1 Geltungsbereich

Diese Vereinbarung gilt nach 8 115d Abs. 1 Satz 1 SGB V fir psychiatrische Kranken-
hauser mit regionaler Versorgungsverpflichtung sowie fur Allgemeinkrankenhauser mit
selbstandigen, facharztlich geleiteten psychiatrischen Abteilungen mit regionaler Ver-
sorgungsverpflichtung.

Zur Erbringung stationsaquivalenter psychiatrischer Behandlung im Sinne des Gesetz-
gebers sind psychiatrische Krankenhauser mit regionaler Versorgungsverpflichtung und
Allgemeinkrankenhduser mit selbstandigen, facharztlich geleiteten psychiatrischen Ab-
teilungen mit regionaler Versorgungsverpflichtung berechtigt. Diese Beschrankung be-
ruht auf der Annahme, dass die neue Behandlungsform besondere Anforderungen an
die Qualifikation des Personals und die Flexibilitdt der Organisation des Krankenhauses
stellt. Ublicherweise sind diese Voraussetzungen bei Kliniken mit regionaler Versor-
gungsverpflichtung gegeben, da diese in der Lage sein mussen, kurzfristig auf wech-
selnde Bedarfslagen zu reagieren.

3.2 Grundsatze

§ 2 Grundsatze

(1) Die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung umfasst eine Krankenhausbe-
handlung im hauslichen Umfeld durch mobile facharztlich geleitete multiprofessio-
nelle Behandlungsteams. Sie entspricht hinsichtlich der Inhalte sowie der Flexibili-
tat und der Komplexitat der Behandlung einer vollstationdren Behandlung. Es han-
delt sich um eine integrierte multimodale psychiatrische Behandlung anhand einer
arztlich geleiteten Therapiezielplanung.

(2) Die Entscheidung uber die Erbringung einer stationsaquivalenten psychiatrischen
Behandlung unterliegt bei Vorliegen der leistungsrechtlichen Voraussetzungen der
therapeutischen und organisatorischen Entscheidung des Krankenhauses. Ent-
scheidungsleitend ist, auf welche Weise das Therapieziel bei einem Patienten mit
Krankenhausbehandlungsbediirftigkeit am ehesten zu erreichen ist.
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(3) Es qilt das Entlassmanagement nach 8 39 Abs. 1a SGB V

Absatz 1 erlautert — eng angelehnt an die Gesetzesformulierung des 8§ 39 Abs. 1 SGB V
— den Rahmen und die Ausgestaltung der stationsaquivalenten psychiatrischen Be-
handlung. Der grundsatzliche Ansatz ist die Krankenhausbehandlung im hauslichen
Umfeld des Patienten, die einer vollstationaren Behandlung entsprechen soll.

Im Rahmen der Verhandlungen zu den Vereinbarungen wurde der Ort der Leistungser-
bringung kontrovers beraten und das Bundesministerium fir Gesundheit (BMG) um Mit-
teilung seiner diesbeziglichen Rechtsauffassung gebeten. Der Ort der Leistungserbrin-
gung liegt primar im hauslichen Umfeld des Patienten. Nach Auffassung des BMG waur-
de eine Einengung der Behandlung ausschliel3lich im hauslichen Umfeld der Patienten
der Intention des Gesetzgebers widersprechen. Zudem sieht das BMG in diesem Punkt
keine formalen oder fachlichen Grinde, die Moglichkeiten der stationsaquivalenten
psychiatrischen Behandlung einzuschrénken. So soll es beispielweise méglich sein,
dass Patienten an Gruppentherapien im Krankenhaus teilnehmen. Ferner flhrte das
BMG dazu aus: ,Gleiches gilt fir Leistungen wie Physio-, Ergo- oder Psychotherapie,
die ggf. von Kooperationspartnern an einem anderen Ort als dem hauslichen Umfeld
erbracht werden. Oder aber fir therapeutisch begleitete Gesprache, [die] am Arbeits-
platz des Patienten, oder bei Kindern in der Schule oder KiTa stattfinden. Schlie3lich
kann es auch das Ziel einer StaB [stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung]
sein, eine Aktivierung, Mobilisierung und Beféhigung des Patienten zu erreichen, sich
aus dem hauslichen Kontext herauszubewegen.”

Der Absatz 2 macht deutlich, dass die leistungsrechtlichen Voraussetzungen fir eine
stationsaquivalente psychiatrische Behandlung vorliegen missen. Nach 8§ 39 Absatz 1
Satz 2 SGB V ist dies nach Prufung der Fall, wenn die Behandlung im h&auslichen Um-
feld durch ein Krankenhaus erforderlich ist, weil das Behandlungsziel nicht durch teilsta-
tionadre, vor- und nachstationédre oder ambulante Behandlung einschlief3lich hauslicher
Krankenpflege erreicht werden kann. Ein Vorrangprinzip oder eine Verpflichtung, dass
die Behandlung stationsaquivalent statt vollstation&r zu erbringen ist, besteht nicht. Die
Entscheidung tber die Erbringung einer stationsaquivalenten psychiatrischen Behand-
lung obliegt der therapeutischen und organisatorischen Entscheidung des Krankenhau-
ses in Abstimmung mit dem Patienten und seinen Angehérigen. Dabei sollte bertick-
sichtigt werden, mit welcher Behandlungsform das Therapieziel am ehesten zu errei-
chen ist. Dartber hinaus missen die weiteren Voraussetzungen nach dieser Vereinba-
rung vorliegen.
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Der Absatz 3 stellt klar, dass auch fur die stationsaquivalente psychiatrische Behand-
lung die Regelungen zum Entlassmanagement nach 8§ 39 Absatz 1a SGB V gelten.

Die Zuzahlungsregelungen fiur stationdre MaRnahmen gemald 8 61 SGB V kommen
demgegentber fir die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung nicht zur Anwen-
dung. In 8 39 Absatz 1 Satz 1 SGB V wird explizit zwischen vollstationarer und stati-
onsaquivalenter Krankenhausbehandlung unterschieden. Versicherte leisten die Zuzah-
lung gemanR 8 39 Absatz 4 Satz 1 SGB V jedoch fir die vollstationare Krankenhausbe-
handlung. Die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung wurde in 8§ 39 Absatz 4
Satz 1 SGB V nicht erganzt. Gegenstand der Zuzahlungspflicht sind also nach wie vor
nur vollstationdre Behandlungen (Becker, in: Becker/Kingreen, SGB V, 5. Auflage 2017,
Rn. 40). Krankenhauser missen demnach fir die stationsadquivalente psychiatrische
Behandlung keine Zuzahlung vom Versicherten einziehen. Dies wird auch vom GKV-SV
so gesehen.

3.3 Eignung des hauslichen Umfelds

8 3 Eignung des hauslichen Umfelds

(1) Die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung im hauslichen Umfeld setzt vo-
raus, dass die Gegebenheiten des hauslichen Umfeldes eine adaquate Behand-
lungsdurchfiihrung zulassen und Faktoren oder Personen im hauslichen Umfeld
dem Erreichen des Behandlungsziels nicht entgegenstehen.

(2) Die fur die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung zustandige facharztliche
Leitung hat sowohl zu Beginn der stationsaquivalenten psychiatrischen Behand-
lung als auch im Behandlungsverlauf festzustellen, dass das hausliche Umfeld ftr
die Erreichung des Behandlungsziels geeignet ist.

(3) Zu Faktoren, die dem Behandlungsziel entgegenstehen, gehdren insbesondere
eine drohende Kindeswohlgefahrdung und keine Mdglichkeit zum therapeutischen
Vier-Augen-Gesprach. Zwischen dem Krankenhaus, dem Patienten und seinem
hauslichen Umfeld ist zu klaren, wie die Versorgung des Patienten sichergestellt
wird.
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Es ist nach § 3 zu prufen, ob das hausliche Umfeld fur die Durchfiihrung einer stations-
aquivalenten psychiatrischen Behandlung geeignet ist. Wenn zum Beispiel keine Mog-
lichkeit fur ein therapeutisches Vier-Augen-Gesprach besteht oder eine Kindeswohlge-
fahrdung droht oder bereits besteht, liegen Faktoren vor, die dem Erreichen des Be-
handlungsziels entgegenstehen. Ist zum Beispiel der Patient oder die Patientin Opfer
hauslicher Gewalt und deshalb behandlungsbedurftig und der Tater oder die Taterin
wohnt im gleichen Haushalt, ist dies ein Sachverhalt, der eine Eignung des h&uslichen
Umfeldes flr eine stationsaquivalente psychiatrische Behandlung ausschliel3t und somit
eine andere Behandlungsform zu wahlen ist.

Die Prifung hat zu Beginn der Behandlung und im Behandlungsverlauf zu erfolgen.
Eine Festlegung der zeitlichen Frequenz (wochentlich, monatlich o. 4.) wurde bewusst
nicht vorgenommen.

Weiterhin ist mit dem h&uslichen Umfeld zu klaren, ob und wie die Versorgung des Pa-
tienten sichergestellt wird. Nach Auffassung des BMG bleiben Anspriiche zu Leistungen
aus weiteren Sozialgesetzbiichern wahrend einer stationsaquivalenten psychiatrischen
Behandlung bestehen (z. B. pflegerische Leistungen im Pflegeheim nach dem SGB XI
sowie ambulante Pflege nach 8 37 SGB V) und missen somit nicht von der Klinik ge-
tragen werden. Zur konkreten Umsetzung fuhrt das BMG aus: ,Die Verantwortung fur
die pflegerischen Leistungen bleibt wahrend des gesamten Zeitraums einer stations-
aguivalenten Behandlung beim Pflegeheim. (...). Es [erscheint] sachgerecht, dass Pfle-
geleistungen, die sinnvollerweise im Rahmen der StdB zu erbringen sind, vom behan-
delnden Krankenhaus Ubernommen werden. Ausschlaggebend ist neben dem zeitli-
chen mithin auch der fachliche Zusammenhang mit den Leistungen der stationsaquiva-
lenten Behandlung.”

Im Falle von Begleiterkrankungen, die nicht Anlass fur die stationsaquivalente psychiat-
rische Behandlung waren, kommen nach Auffassung des BMG die Grundsatze fur die
Mitbehandlung interkurrenter Erkrankungen bei vollstationarer Behandlung entspre-
chend zur Anwendung. Nach Auffassung des BMG ware demnach die Versorgung der-
artiger Begleiterkrankungen vom Behandlungsumfang der stationsaquivalenten psychi-
atrischen Behandlung mit umfasst.

Dem kann jedoch entgegengehalten werden, dass die Mitbehandlung méglicher Be-
gleiterkrankungen den Rahmen der stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung
Uberschreiten wirde. Im Gegensatz zum vollstationaren Bereich befindet sich der Pati-
ent in seinem hauslichen Umfeld und muss bei Vorliegen einer stationar behandlungs-
bedurftigen Begleiterkrankung in ein geeignetes Krankenhaus aufgenommen werden.

10
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Durch diese Zasur entsteht jedoch ein neuer Behandlungsfall, der dem vollstationaren
Abrechnungsregime unterliegt. Bei ambulant behandelbaren Begleiterkrankungen kon-
nen betroffene Patienten in der Regel aus ihrem hauslichen Umfeld heraus notwendige
Arztbesuche gegebenenfalls auch in Begleitung von Mitgliedern des stationsaquivalen-
ten Behandlungsteams wahrnehmen. Die Grundsatze zur Mitbehandlung interkurrenter
Erkrankungen aus dem vollstationaren Bereich konnen daher nicht einfach auf die sta-
tionsaquivalente psychiatrische Behandlung Ubertragen werden. Dartber hinaus ist zu
berticksichtigen, dass wesentliche interkurrente Erkrankungen je nach Fallgestaltung
auch der Durchfiihrung einer stationséquivalenten psychiatrischen Behandlung entge-
genstehen konnen, z. B. wenn eine Begleiterkrankung eine intensive Uberwachung des
Patienten erfordert.

Das BMG ist dieser Argumentation der DKG jedoch nicht gefolgt. Solange hierzu keine

weitere gesetzliche Anpassung erfolgt, ist diese Problematik auf der Ortsebene zu kla-
ren.

3.4 Zustimmung des hauslichen Umfelds

8 4 Zustimmung des hauslichen Umfeldes

Alle im selben Haushalt lebenden volljahrigen Personen missen der stationsaquivalen-
ten psychiatrischen Behandlung zustimmen. Dies gilt insbesondere auch im Falle sich
andernder Behandlungsbedingungen. Bei der stationséquivalenten psychiatrischen
Behandlung von Patienten, die in stationaren Pflegeeinrichtungen oder in stationéren
Jugendhilfeeinrichtungen leben, ist die Zustimmung der Einrichtung einzuholen.

Das Einverstandnis der im selben Haushalt lebenden Mitbewohner muss in der Patien-
tenakte vermerkt werden. Eine formelle schriftliche Zustimmung ist nicht vorgesehen.
Dass eine Zustimmung notwendig ist, ergibt sich aus der Unverletzlichkeit der eigenen
Wohnung (Artikel 13 GG), die ja auch jeweils die Wohnung der Mitbewohner ist. Wird
die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung in den Raumlichkeiten einer Einrich-
tung erbracht, muss ebenso das Einverstandnis eingeholt werden. Eine Vorgabe, durch
welche Person der Einrichtung dies konkret zu erfolgen hat, ist nicht vorgesehen und
wird nicht ndher ausgefuhrt. Die hier aufgezahlten beiden Einrichtungstypen sind nicht
als abschlieRende Aufzahlung von mdglichen Einrichtungsformen zu sehen, wo sich
das hausliche Umfeld befinden kann.
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3.5 Berucksichtigung des Kindeswohls

§ 5 Berucksichtigung des Kindeswohls

(1) Sofern minderjahrige Kinder im Haushalt des psychisch kranken Patienten leben,
hat die facharztliche Leitung das Kindeswohl bei der Entscheidung zur stations-
aguivalenten psychiatrischen Behandlung zu bertcksichtigen. Bei Bedarf sind zur
Beurteilung, ob eine Kindeswohlgefdhrdung droht, ein Facharzt fir Padiatrie oder
ein Facharzt fur Kinder- und Jugendpsychiatrie und —psychotherapie hinzuzuzie-
hen.

(2) Bei im Haushalt lebenden Kindern im Sauglingsalter (0-1 Jahre) ist zudem durch
die facharztliche Leitung sicherzustellen, dass die Versorgung der Sauglinge ge-
wahrleistet ist. Bei Bedarf sind entsprechende Fachkréfte (z.B. Hebamme, Kinder-
krankenschwester) hinzuziehen.

Wie schon unter 8§ 3 ausgefthrt spielt die Beurteilung einer Kindeswohlgefahrdung bei
der Feststellung der Eignung des hauslichen Umfeldes eine wichtige Rolle. Bei Unsi-
cherheiten ist zur Beurteilung ein Facharzt fur Padiatrie oder ein Facharzt fur Kinder-
und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie hinzuzuziehen. Es besteht dazu jedoch
keine Verpflichtung.

Die fur die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung zustandige facharztliche Lei-
tung muss sich bei im Haushalt lebenden Kindern im Sauglingsalter (0-1 Jahre) davon
Uberzeugen, dass diese adaquat versorgt sind. Eine adaquate Versorgung kann durch
den Patienten selbst erfolgen oder aber durch Angehdrige (z. B. Ehepartner, Lebens-
partner, Eltern). Sollte dies nicht moéglich sein, sind bei Bedarf entsprechende Fachkraf-
te (z. B. Hebamme, Kinderkrankenschwester, -pfleger) hinzuziehen.

Bei der Hilfe zur Versorgung des Kindes kénnte § 38 SGB V ,Haushaltshilfe* zum Tra-
gen kommen. Gemall 8 38 Absatz 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf eine
Haushaltshilfe, wenn ihnen unter anderem wegen Krankenhausbehandlung die Weiter-
fuhrung des Haushalts nicht méglich ist. Dies umfasst grundsatzlich alle zur Weiterftih-
rung des Haushalts erforderlichen Dienstleistungen, wie z. B. die Beschaffung von Le-
bensmitteln und die Zubereitung von Mabhlzeiten, aber auch die altersentsprechende
Betreuung und Beaufsichtigung von im Haushalt lebenden Kindern (BeckOK
SozR/Knispel, SGB V § 38 Rn. 16). Unter einer Krankenhausbehandlung im Sinne von
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§ 38 Absatz 1 Satz 1 SGB V sind die in § 39 Absatz 1 SGB V genannten Leistungen zu
verstehen (Nolte, in: Kasseler Kommentar, Stand: Juli 2017, § 38 SGB V, Rn. 5), so
dass dazu auch die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung zahlt. Im Ubrigen ist
zu bericksichtigen, dass dem Patienten auch im Falle einer stationaren Aufnahme in
ein Krankenhaus bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen ein Anspruch
gemal’ § 38 SGB V zustehen wiirde, so dass dies ebenso bei der stationsaquivalenten
psychiatrischen Behandlung der Fall sein muss, da es sich hierbei um ein Aquivalent
zur vollstationaren Behandlung handelt. Ansprechpartner fur einen moglichen Anspruch
gemal 8 38 SGB V ist die zustandige Krankenversicherung des Patienten, der dort ei-
nen entsprechenden Antrag einzureichen hat.

3.6 Eltern-Kind-Behandlung

8§ 6 Eltern-Kind-Behandlung

Die fur die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung verantwortliche facharztliche
Leitung hat zu prufen, ob eine zusatzliche gemeinsame Behandlung von Eltern und
Kind (Mutter/Vater-Kind-Setting) erfolgen muss, und hat diese bei Bedarf sicherzustel-
len.

Bei jeder stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung mit Kindern im hauslichen
Umfeld muss die Notwendigkeit einer gemeinsamen Eltern-Kind-Behandlung geprift
und ggf. in die Wege geleitet werden. In diesem Zusammenhang bedeutet ,sicherstel-
len” nicht, dass die gemeinsame Behandlung noch wahrend der Phase der stations-
aquivalenten psychiatrischen Behandlung erfolgen muss.

3.7 Behandlungsteam

§ 7 Behandlungsteam

(1) Das Krankenhaus halt Vertreter der folgenden Berufsgruppen vor: Arzte, Psycho-
logen, Pflegefachpersonen, Spezialtherapeuten. Das Team fur die stationsaquiva-
lente Behandlung besteht aus arztlichem Dienst, pflegerischem Dienst und mindes-
tens einem Vertreter einer weiteren Berufsgruppe oder Spezialtherapeuten.
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(2) Die Verantwortung fur die Behandlungsplanung und -durchfiihrung liegt bei einem
Facharzt fur Psychiatrie und Psychotherapie, Facharzt fir Psychiatrie, Facharzt fur
Nervenheilkunde oder Facharzt fir Psychosomatische Medizin und Psychothera-
pie. Im Falle der Behandlung von Kindern und Jugendlichen liegt die Verantwor-
tung bei einem Facharzt fur Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie.

(3) Der facharztlichen Leitung obliegt auch die Verantwortung fur den Einbezug von
Dritten nach 8 10 in die Leistungserbringung.

(4) Die facharztliche Leitung hat sicherzustellen, dass bei stationsaquivalenter psychi-
atrischer Behandlung an mehr als sechs Tagen in Folge eine wdchentliche multi-
professionelle Fallbesprechung durchgefuhrt wird, in die mindestens drei der an
der Behandlung beteiligten Berufsgruppen einbezogen werden. Diese Regelung
umfasst ebenfalls die beauftragten Leistungserbringer nach 8§ 10. Die Fallbespre-
chung kann unter Zuhilfenahme von Telekommunikation geschehen.

Das Team, welches die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung erbringt, muss
aus mindestens drei Berufsgruppen zusammengesetzt sein. Ein Mitglied der Berufs-
gruppe der Arzte und ein Mitglied der Berufsgruppe Pflege sind in jedem Fall Bestand-
teil des Teams. Die Berufsgruppe des dritten Teammitgliedes kann frei gewahlt werden.
Grundséatzlich mussen in der Klinik Vertreter der Berufsgruppen: Arzte, Psychologen,
Pflegefachpersonen, Spezialtherapeuten vorgehalten werden, um bei Bedarf auf diese
zuruckgreifen zu kénnen.

Die Gesamtverantwortung fir die Behandlungsplanung und -durchfiihrung, auch beim
Einbezug von weiteren Leistungserbringern, liegt beim zustdndigen Facharzt.

Findet eine stationsaquivalente psychiatrische Behandlung an mehr als sechs Tagen in
Folge statt, muss einmal in der Woche eine multiprofessionelle Fallbesprechung durch-
gefuhrt werden. Mindestens drei beteiligte Berufsgruppen mussen daran teilnehmen.
Die weiteren beauftragten Leistungserbringer sind dabei - soweit mdglich - einzubezie-
hen. Dies kann auch mit technischen Hilfsmitteln der Kommunikation erfolgen (z. B. per
Telefon- und Videokonferenz). Anforderungen zur Dokumentation der Fallbesprechung
sind unter § 11 aufgeflhrt.
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3.8 Patientenkontakte

8§ 8 Patientenkontakte

(1) Das Krankenhaus hat sicherzustellen, dass mindestens ein Mitglied des multipro-
fessionellen Teams mindestens einmal taglich einen direkten Patientenkontakt
durchfihrt.

(2) Kommt ein direkter Kontakt aus Grunden nicht zustande, die der Patient zu ver-
antworten hat, zahlt der unternommene Kontaktversuch als direkter Patientenkon-
takt im Sinne dieser Vereinbarung.

(3) Die facharztliche Leitung hat sicherzustellen, dass bei stationsaquivalenter psychi-
atrischer Behandlung an mehr als sechs Tagen in Folge eine wdchentliche arztli-
che Visite im direkten Patientenkontakt in der Regel im hauslichen Umfeld durch-
gefuhrt wird. Der Facharztstandard ist zu gewahrleisten.

Die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung erfordert einen taglichen direkten
Patientenkontakt durch ein Mitglied des Teams. Gemeint ist damit ein direkter personli-
cher Kontakt. Alle weiteren Kontakte konnen auch ggf. telefonisch stattfinden. Kommt
ein taglicher direkter Kontakt von Seiten des Patienten nicht zustande (z. B. wenn ein
Teammitglied zwar zur verabredeten Zeit an der Tur klingelt, diese aber nicht gedffnet
wird), wird dieser Versuch als taglicher direkter Kontakt gewertet. Dies ist entsprechend
in der Dokumentation nachvollziehbar darzulegen.

Findet eine stationsaquivalente psychiatrische Behandlung an mehr als sechs Tagen in
Folge statt, muss einmal in der Woche eine arztliche Visite durchgefiuhrt werden. Hier-
bei gilt der Facharztstandard. Demnach ist der Arzt verpflichtet, nach dem anerkannten
und gesicherten Standard der medizinischen Wissenschaft zu behandeln und die jewei-
lige Behandlung so vorzunehmen wie ein sorgfaltig arbeitender Facharzt. Dies wird
durch die facharztliche Leitung des Behandlungsteams (vgl. 8 7 Absatz 2 und 3) ge-
wahrleistet. Das gilt auch bei (noch) nicht vorhandener Facharztanerkennung. In der
Regel sollte die Visite im hauslichen Umfeld des Patienten stattfinden. Das heil3t, dass
der Ort sich durchaus auch woanders befinden kann, z. B. in der Klinik.
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3.9 Sicherstellung der Behandlung

8 9 Sicherstellung der Behandlung

(1) Das Krankenhaus hat verbindliche Vorgehensweisen festzulegen, wie es die indi-
viduellen Hilfeleistungen durch das multiprofessionelle Team im Fall von sehr kurz-
fristigen und wechselnden Bedarfslagen der Patienten organisiert, die sich in stati-
onsaquivalenter psychiatrischer Behandlung befinden.

(2) Die Erreichbarkeit mindestens eines Mitglieds des Behandlungsteams ist werktags
im Rahmen des Ublichen Tagesdienstes sicherzustellen (Rufbereitschaft).

(3) Dariber hinaus ist eine jederzeitige, 24 Stunden an sieben Tagen in der Woche,
arztliche Eingriffsmoglichkeit durch das Krankenhaus zu gewaéhrleisten. Bei kurz-
fristigen Verschlechterungen des Gesundheitszustandes des Patienten muss um-
gehend mit einer vollstationaren Aufnahme reagiert werden kénnen.

Die Klinik muss ein Konzept haben, wie mit Krisensituationen der stationsaquivalent
psychiatrisch behandelten Patienten umzugehen ist. Hierzu ist eine verbindliche Vorge-
hensweise (z. B. in Form einer SOP) festzulegen. Dies sollte auch entsprechend dem
Patienten kommuniziert werden, damit fir beide Seiten Handlungssicherheit besteht
(z. B. in Verbindung mit einem Krisenpass).

Die Rufbereitschaft des Behandlungsteams muss werktags zu den ublichen Tages-
dienstzeiten gewahrleistet werden. Es erfolgen keine konkreten Zeit- oder auch
Schichtvorgaben, somit sind diese Zeiten an den krankenhausindividuellen Gegeben-
heiten zu orientieren.

Die dartber hinaus bestehende arztliche 24-stiindige Eingriffsmdglichkeit durch das
Krankenhaus kann Uber eine allgemeine Rufbereitschaft (z. B. im Rahmen der beste-
henden Versorgungsverpflichtung) gewéhrleistet werden. Die konkrete Gestaltung der
arztlichen Eingriffsmoglichkeit und der Ort sind nicht vorgeschrieben.

Die Verpflichtung zur vollstationaren Aufnahme bei Verschlechterung des Gesundheits-

zustandes des Patienten ist im Grunde keine Zusatzverpflichtung. Diese besteht im
Rahmen der bestehenden Versorgungsverpflichtung der Kliniken, die stationséquivalen-
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te psychiatrische Behandlung anbieten, ohnehin. Dies bedeutet nicht, dass fir stations-
aquivalent psychiatrisch behandelte Patienten ein Bett freigehalten werden muss.

3.10 Anforderungen an die Beauftragung von weiteren Leistungser-
bringern

8§ 10 Anforderungen an die Beauftragung von weiteren Leistungserbringern

(1) In geeigneten Féllen, insbesondere wenn dies der Behandlungskontinuitat dient
oder aus Grunden der Wohnortndhe sachgerecht ist, kann das zustandige Kran-
kenhaus an der ambulanten psychiatrischen Behandlung teilnehmende Leistungs-
erbringer oder ein anderes zur Erbringung der stationsaquivalenten Behandlung
berechtigtes Krankenhaus mit der Durchfihrung von Teilen der Behandlung beauf-
tragen.

(2) Die therapeutische und organisatorische Gesamtverantwortung fur die stations-
aguivalente psychiatrische Behandlung liegt auch bei der Beauftragung Dritter
nach Abs. 1 bei dem Krankenhaus, das den Patienten zur Behandlung aufgenom-
men hat.

(3) Aus der Gesamtverantwortung des Krankenhauses ergibt sich, dass nicht mehr als
die Halfte der stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung per Beauftragung
an Dritte delegiert werden darf. MalR3geblich fiir die Beurteilung des Behandlungs-
anteils sind die Therapiezeiten an den nach § 115d SGB V behandelten Falle pro
Budgetjahr.

Fur die Durchfihrung von Teilen der stationséquivalenten psychiatrischen Behandlung
kdnnen weitere Leistungserbringer beauftragt werden. Wer diese Leistungserbringer
konkret sein kénnen, ist offen gehalten. Es sollen lediglich ,an der ambulanten psychiat-
rischen Versorgung teilnehmende Leistungserbringer sein oder ,ein anderes zur Er-
bringung der stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung berechtigtes Kranken-
haus”. Als Beispiele, in welchen Féllen dies als geeignet erscheint, sind Wohnortnéhe
oder Behandlungskontinuitat als nicht abschlieRende Aufzdhlung genannt. Wird der
Patient beispielsweise bereits vor der stationsédquivalenten psychiatrischen Behandlung
von einem ambulanten psychiatrischen Pflegedienst versorgt, kann dieser per Beauf-
tragung Teil des Behandlungsteams werden. Die Gesamtverantwortung liegt jedoch
immer bei dem auftraggebenden Krankenhaus.
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Die vertragliche Ausgestaltung der Beauftragung obliegt dem auftraggebenden Kran-
kenhaus. Die Vergutung der stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung erfolgt
auch bei einer Beauftragung von externen Leistungserbringern nach dem Krankenhaus-
finanzierungsrecht gegenuber dem auftraggebenden Krankenhaus. Die Vergitung der
vereinbarten Leistungen zwischen dem auftraggebenden Krankenhaus und dem beauf-
tragten Leistungserbringer ist im Innenverhaltnis zu regeln.

Insgesamt darf der Anteil der extern beauftragten Leistungen nicht mehr als die Halfte
der in einem Budgetjahr erbrachten Therapiezeiten - im Rahmen der stationsaquivalen-
ten psychiatrischen Behandlung - betragen.

3.11 Anforderungen an die Dokumentation in der Patientenakte

(1)

(@)

3)

(4)

()

8§ 11 Anforderungen an die Dokumentation in der Patientenakte

Das Krankenhaus hat dafir Sorge zu tragen, dass in der Patientenakte die Kran-
kenhausbehandlungsbedirftigkeit mit dem Aufnahmebefund und der Anamnese
beziehungsweise Fremdanamnese dokumentiert wird. Die Patientenakte umfasst
zudem die Therapiezielplanung und die Verlaufsdokumentation. Vom Patienten zu
vertretende Grinde eines nicht zustande gekommenen direkten Kontaktes nach
8 8 Abs. 2 sind ebenfalls zu dokumentieren.

Das Krankenhaus ist verpflichtet, das Ergebnis der Prifung der Eignung des haus-
lichen Umfeldes nach § 3 in der Patientenakte zu vermerken.

Die Zustimmung nach § 4 der volljahrigen Personen, die mit dem Patienten im sel-
ben Haushalt leben, beziehungsweise die Zustimmung der Einrichtung, in der der
Patient lebt, ist in der Patientenakte zu vermerken.

Die Ergebnisse der Prufungen sowie die eventuell daraus abgeleiteten MalRRnah-
men nach den 88 5 und 6 sind vom Krankenhaus in der Patientenakte zu vermer-
ken.

Fiur jeden stationsaquivalenten Behandlungsfall erfolgt in der Patientenakte die
berufsgruppenbezogene namentliche Dokumentation der teilnehmenden und ent-
schuldigten Mitglieder des Behandlungsteams an der wéchentlichen Fallbespre-
chung nach 8§ 7 Abs. 4.
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(6) Das Krankenhaus hat die ordnungsgemdafRe Durchfihrung der Dokumentation
durch Dritte nach § 10 im Einzelnen anzuordnen und sicherzustellen.

Nach § 39 Absatz 1 Satz 2 SGB V haben Versicherte Anspruch auf vollstationéare oder
stationsaquivalente Behandlung, wenn die Behandlung durch ein Krankenhaus erfor-
derlich ist, weil das Behandlungsziel nicht durch teilstationére, (...) oder ambulante Be-
handlung einschlie3lich hauslicher Krankenpflege erreicht werden kann. Diese Krank-
hausbehandlungsbedurftigkeit ist zusammen mit dem Aufnahmebefund und der Anam-
nese beziehungsweise Fremdanamnese in der Patientenakte zu dokumentieren. Ein
Krankenhauseinweisungsschein muss nicht regelhaft vorgelegt werden. Ohnehin er-
setzt dieser nicht die Prufung der Krankhausbehandlungsbedurftigkeit. Die Begriindung
fur die Entscheidung zur stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung in Abgren-
zung zur vollstationaren Behandlung muss nicht dokumentiert werden. In der Akte mus-
sen zudem dokumentiert werden:
e die Therapiezielplanung und die Verlaufsdokumentation,
e Grunde eines ggf. nicht zustande gekommenen direkten Patientenkontaktes,
e die Zustimmung der im Haushalt lebenden Angehdrigen oder der Einrichtung,
e die Ergebnisse der Prifung auf Kindeswohlgefahrdung und ggf. abgeleitete
MaRnahmen nach § 5,
o die Ergebnisse der Prufung einer gemeinsamen Eltern-Kind-Behandlung und ggf.
entsprechend abgeleitete Malinahmen nach 8 6,
e die teilnehmenden und entschuldigten Mitglieder (berufsgruppenbezogen und
namentlich) des Behandlungsteams bei der wéchentlichen Fallbesprechung
§ 7 Absatz 4.

Die Durchfuhrung der ordnungsgemaéaf3en Dokumentation durch weitere beauftragte
Leistungserbringer ist ebenso zu gewéhrleisten.
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3.12 Anforderungen an die Datenubermittlung nach § 301 SGB V an
die Krankenkassen und an die privaten Krankenversicherungen

8§ 12 Anforderungen an die Datenibermittlung nach 8 301 SGB V an die Kranken-
kassen und an die privaten Krankenversicherungen

(1) Das Krankenhaus ist verpflichtet, im Rahmen der Datentbertragung nach 8§ 301
SGB V die stationséquivalente psychiatrische Behandlung kenntlich zu machen. Es
ist dabei der Ort des hauslichen Umfelds (Privatwohnung, Pflegeheim, weitere
Wohnformen) kenntlich zu machen.

(2) Daruber hinaus hat das Krankenhaus die Therapiezeiten am Patienten separat und
berufsgruppenspezifisch (Arzte, Psychologen, Pflegefachpersonen, Spezialthera-
peuten) an die Krankenkassen zu uUbermitteln. Fahrzeiten sind dabei nicht bertck-
sichtigt.

Im Rahmen der Dateniibermittlung nach 8 301 SGB V ist der Ort des hauslichen Um-
felds der stationsaquivalenten psychiatrischen Behandlung kenntlich zu machen. Hierzu
stehen ab dem 01.01.2018 neue Fachabteilungsschlissel zur Verfligung, die eine An-
gabe des Ortes der Leistungserbringung (Privatwohnung, Pflegeheim, weitere Wohn-
formen), jeweils unterschieden nach Allgemeiner Psychiatrie bzw. Kinder- und Jugend-
psychiatrie, ermoéglichen. Dartber hinaus wurden im 8 301-Verfahren mit Nachtrag vom
07.12.2017 weitere Festlegungen zur elektronischen Datenibermittiung aufgenommen.
So sind fur die stationsaquivalente psychiatrische Behandlung ein gesonderter Auf-
nahmegrund sowie ein neuer Entgeltschlisselbereich vorgesehen. Fir Entgelte nach
Anlage 6b des PEPP-Katalogs 2018 wurden tag-, fall- und zeitraumbezogene Entgelt-
schlissel vorgesehen. Werden daruber hinaus aufgrund von Vereinbarungen auf Orts-
ebene differenziertere Entgeltschliissel benétigt, sind diese Uber die Vereinbarungs-
partner der § 301-Datenlibermittlung auf Bundesebene zu beantragen.

Die im Rahmen der Entlassungsanzeige an die Krankenkasse zu Ubermittelnden Infor-
mationen zur Fachabteilungshistorie sind um Angaben zu Tagen ohne direkten Patien-
tenkontakt zu erganzen. Dies gilt sowohl fur ZeitrAume zwischen zwei Behandlungsepi-
soden nach einer Fallzusammenfihrung, als auch fur Zeitraume ohne direkten Patien-
tenkontakt innerhalb eines Behandlungsfalls. Hierzu werden die bestehenden Regelun-
gen zu sogenannten Pseudo-Fachabteilungen bei Riuckverlegungen bzw. flr den exter-
nen Aufenthalt bei Wiederaufnahme (,0001‘, ,0002‘) um eine weitere Pseudofachabtei-
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lung ,0004* fur Zeitrdume ohne direkten Patientenkontakt in der stationsaquivalenten
psychiatrischen Behandlung erganzt.

Die Therapiezeiten sind im Rahmen der OPS-Kodierung berufsgruppenspezifisch zu
Ubermitteln. Es sind keine Angaben zu den konkreten medizinischen bzw. pflegerischen
Leistungen zu machen. Mal3geblich ist die jeweils gultige OPS-Version. Die durch
Fahrzeiten entstehenden Kosten sind — auch ohne separate OPS-Ubermittlung - bei der
Kalkulation des InEK im Rahmen des Vollkostenansatzes sachgerecht auf die betroffe-
nen Behandlungsfélle zu verrechnen. Entsprechend gilt fur die Vereinbarung von kran-
kenhausindividuellen Entgelten auf der Ortsebene, dass alle pflegesatzfahigen Kosten
sachgerecht zu beriicksichtigen sind. Somit sind bei der Vereinbarung auf der Ortsebe-
ne sowohl die Personalkosten als auch alle sonstigen pflegesatzfahigen Kosten, die
durch die Fahrten entstehen, zu beriicksichtigen.

3.13 Inkrafttreten, Kindigung

8§ 13 Inkrafttreten, Kiindigung

(1) Diese Vereinbarung tritt zum 1. August 2017 in Kraft und kann mit einer Frist von
sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres, friihestens zum 31. Dezember
2018, schriftlich gektindigt werden.

(2) Fur den Fall der Kindigung erklaren die Vereinbarungspartner ihre Bereitschaft, an
dem Abschluss einer neuen Vereinbarung mitzuwirken.

(3) Falls innerhalb von sechs Monaten nach Wirksamkeit der Kindigung keine Eini-
gung erzielt werden kann, entscheidet die Bundesschiedsstelle nach § 18a Abs. 6
KHG auf Antrag eines Vereinbarungspartners.

(4) Bis zur Neuvereinbarung bzw. deren Festsetzung durch die Bundesschiedsstelle
nach 8 18a Abs. 6 KHG gilt die Vereinbarung fort.

Keine Hinweise erforderlich.
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3.14 Salvatorische Klausel

8 14 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Klauseln oder Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz oder teilweise
unwirksam sein oder werden, so wird hierdurch die Wirksamkeit der Vereinbarung im
Ubrigen nicht beriihrt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung wird eine Bestimmung
vereinbart, die dem zulassigerweise am nachsten kommt, was die Vereinbarungs-
partner gewollt haben oder gewollt hatten, wenn sie die Regelungsbedurftigkeit be-
dacht hatten.

Keine Hinweise erforderlich.

22




	1. Einführung
	2. Rechtlicher Rahmen
	3. Umsetzungshinweise
	3.1 Geltungsbereich
	3.2 Grundsätze
	3.3 Eignung des häuslichen Umfelds
	3.4 Zustimmung des häuslichen Umfelds
	3.5 Berücksichtigung des Kindeswohls
	3.6 Eltern-Kind-Behandlung
	3.7 Behandlungsteam
	3.8 Patientenkontakte
	3.9 Sicherstellung der Behandlung
	3.10 Anforderungen an die Beauftragung von weiteren Leistungserbringern
	3.11 Anforderungen an die Dokumentation in der Patientenakte
	3.12 Anforderungen an die Datenübermittlung nach § 301 SGB V an die Krankenkassen und an die privaten Krankenversicherungen
	3.13 Inkrafttreten, Kündigung
	3.14 Salvatorische Klausel


